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STAATSGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1945 Ausgegeben am 3. August 1945 24. Stück

9 5 . Gesetz: Wiedererrichtung der Kammern für Arbeiter und Angestellte (Arbeiterkammergesetz).
96. Gesetz: Bewirtschaftung von Chemikalien, technischen Ölen und Fetten, Spezial(Lösungs)benzin und Paraffin

sowie von pharmazeutischen Produkten und Präparaten (Chemikalienbewirtschaftungsgesetz).
9 7 . Gesetz: Reichsdeutscher Bergwerksbesitz in der Republik Österreich.
98. Gesetz: Abschaffung des Eisernen Sparens.
99. Gesetz: Wiedererhebung der Kapitalverkehrsteuern.

1 0 0 . Gesetz: Aufbauzuschläge zur Einkommensteuer, Körperschaftsteuer, auf Bier und Tabakwaren, auf Brannt-
weinerzeugnisse und auf Schaumwein (Aufbauzuschlagsgesetz).

1 0 1 . Gesetz: Regelung des Berechtigungswesens in den Theater-, Konzert-, Kino-, Varieté-, Zirkus- und anderen
Veranstaltungsbetrieben (Veranstaltungsbetriebegesetz).

9 5 . Gesetz vom 20. Juli 1945 über die
Wiedererrichtung der Kammern für Arbeiter

und Angestellte (Arbeiterkammergesetz).
Die Provisorische Staatsregierung hat be-

schlossen:

Errichtung und Standort.

§ 1. (1) Zur Ver t re tung der wirtschaftlichen
Interessen der Arbeiter u n d Angestellten (Dienst-
nehmer) und zur Förderung der auf die H e -
bung ihrer wirtschaftlichen u n d sozialen Lage
abzielenden Bestrebungen werden Kammern für
Arbeiter u n d Angestellte (Arbei terkammern)
errichtet.

(2) Der Wirkungsbereich der Arbei te rkammern
erstreckt sich auf Dienstnehmer, die beschäftigt
sind:

a) in der Industrie und im Bergbau, im Ge-
werbe, im Handel u n d Verkehr , im Geld-,
Kredit- und Versicherungswesen und in
den freien Berufen;

b) in Großbetr ieben der Land- und Forst-
wirtschaft einschließlich ihrer Neben- u n d
Hilfsbetriebe, wobei als Großbetr ieb ein
Betrieb anzusehen ist, dessen ordnungs-
gemäße Führung die dauernde Verwen-
dung mindestens einer Arbeitskraft mi t
abgeschlossener landwirtschaftlicher Mit tel-
schulbildung erfordert ;

c) in land-(forst-)wirtschaftlichen Genossen-
schaften und deren Verbänden, die dau-
ernd mehr als 10 Arbeitskräfte beschäf-
tigen;

d) als Heimarbeiter , Hausgehilfen, Privat-
kraftwagenführer und hauptberufliche
Hausbesorger;

e) in Betrieben des Staates, der Länder (Stadt
Wien), der Bezirke und der Gemeinden;

f) in den sonstigen öffentlich-rechtlichen Kör-
perschaften einschließlich ihrer Betriebe,

mit Ausnahme der Dienstnehmer bei den
Landwirtschaftskammern;

g) in den von öffentlich-rechtlichen Körper-
schaften einschließlich der Gebietskörper-
schaften verwalteten Stiftungen, Fonds u n d
Anstal ten.

(3) Als Dienstnehmer im Sinne dieses Gesetzes
gelten nicht:

a) Direktoren oder leitende Angestellte,
denen maßgebender Einfluß auf die Be-
triebsführung zusteht ;

b) Rechts- und Patentanwaltsanwärter u n d
Notar ia tskandidaten;

c) die in öffentlichen oder Anstaltsapotheken
angestellten Pharmazeuten;

d) die in einem land- oder forstwirtschaft-
lichen Betriebe mit tät igen Familienange-
hörigen.

(4) Die Arbei terkammern sind Körperschaften
öffentlichen Rechtes. Ihre Standorte und Spren-
gel werden durch die Standorte und Sprengel
der Kammern für Handel , Gewerbe, Industrie,
Geld- und Kreditwesen best immt.

Wirkungskreis .

§ 2. (1) Die Arbei terkammern sind insbeson-
dere berufen:

a) den Behörden und gesetzgebenden Körper-
schaften Berichte, Gutachten und Vor-
schläge zu erstatten über die Regelung der
Dienstverhältnisse, des Arbeiterschutzes,
der Sozialversicherung und des Arbeits-
marktes sowie über alle Angelegenheiten
der Industrie u n d des Bergbaues, des Ge-
werbes, des Handels und Verkehrs, des
Geld-, Kredit- u n d Versicherungswesens,
der freien Berufe und der Land- und
Forstwirtschaft, die unmit te lbar oder mi t -
telbar das Interesse der Arbeiter oder An-
gestellten berühren, über Angelegenheiten,
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die das Dienstverhältnis der Heimarbeiter,
der Hausgehilfen, der Privatkraftwagen-
führer sowie der Hausbesorger berühren,
endlich über Angelegenheiten der Woh-
nungsfürsorge, der Volksernährung, der
Volksgesundheit, der Freizeitgestaltung
und der Volksbildung;

b) Gutachten zu erstatten über Entwürfe, Ge-
setze und andere Vorschriften, die Ange-
legenheiten der in lit. a erwähnten Art
behandeln;

c) Gutachten zu erstatten über die Errich-
tung und Organisation von öffentlichen
Anstalten oder Einrichtungen, welche der
Förderung der Industrie und des Berg-
baues, des Gewerbes, des Handels und Ver-
kehrs, des Geld-, Kredit- und Versiche-
rungswesens, der freien Berufe sowie der
Land- und Forstwirtschaft dienen;

d) an der Festsetzung von Preisen für Er-
zeugnisse oder Dienstleistungen jeder Art
durch Erstattung von Gutachten und Vor-
schlägen mitzuwirken;

e) Vertreter in andere Körperschaften und
Stellen zu entsenden oder für solche Kör-
perschaften und Stellen Besetzungsvor-
schläge zu erstatten, sofern dies durch
besondere Gesetze und Vorschriften vor-
gesehen ist;

f) an der Arbeitsstatistik und an der Vor-
nahme von Erhebungen über die wirt-
schaftliche und soziale Lage der Arbeiter
und Angestellten mitzuwirken oder Sta-
tistiken dieser Art selbst zu führen;

g) an der Gewerbe- und Wirtschaftsverwal-
tung und an den das Arbeitsverhältnis
oder die Hebung der wirtschaftlichen und
sozialen Lage der Arbeiter und Angestell-
ten betreffenden Maßnahmen und Einrich-
tungen in jenen Fällen mitzuwirken, in
denen dies durch besondere Gesetze und
Vorschriften vorgesehen ist;

h) zur Überwachung der Einhaltung arbeits-
rechtlicher oder unfallverhütender Vor-
schriften, insbesondere der Einhaltung der
Bestimmungen zum Schutze gegen Berufs-
krankheiten, die Besichtigung von Arbeits-
stätten aller Art und von Dienst- oder
Werkswohnungen bei den örtlich zustän-
digen Gewerbeinspektoraten anzuregen und
daran sowie an polizeilichen Tatbestands-
aufnahmen anläßlich von Betriebsunfällen
teilzunehmen;

i) zur Überwachung der Lehr- und Ausbil-
dungsverhältnisse jugendlicher Dienstneh-
mer „Lehrlings- und Jugendschutzstellen"
zu errichten, durch diese die Arbeits- und
Wohnverhältnisse zu überprüfen, die Ab-
stellung gesetzwidriger Zustände beim zu-
ständigen Gewerbeinspektorat zu begehren,

bei der Überwachung der fachlichen Aus-
bildung mitzuwirken und den zeitlichen
oder dauernden Entzug des Rechtes der
Lehrlingshaltung bei der zuständigen Ger
Werbebehörde zu beantragen;

j) zur Hebung der wirtschaftlichen und so-
zialen Lage der Arbeiter und Angestellten,
insbesondere zum Zwecke der Vorberei-
tung von kollektiven Arbeitsverträgen, der
Bekämpfung der Arbeitslosigkeit, der
Wohnungsfürsorge, der Fürsorge für die
Verpflegung und Gesundheit der Arbeiter
und Angestellten und ihrer Familien, zur
Förderung der fachlichen, der allgemeinen
geistigen und körperlichen Ausbildung der
Arbeiter und Angestellten und zur Heran-
bildung des Nachwuchses der Arbeiter-
schaft Einrichtungen und Anstalten ins
Leben zu rufen und zu verwalten oder an
der Einrichtung und Verwaltung solcher In-
stitutionen mitzuwirken.

(2) Die in Abs. (1), lit. a bis d, bezeichneten
Aufgaben stehen den Arbeiterkammern soweit
nicht zu, ab sich der Österreichische Arbeiter-
kammertag (§ 23) die Durchführung vorbehält.

(3) Die Arbeiterkammern haben alljährlich bis
längstens Ende April an das Staatsamt für so-
ziale Verwaltung einen übersichtlichen Bericht
zu erstatten über ihre Wahrnehmungen hinsicht-
lich der Gestaltung des Arbeitsmarktes und der
Arbeitsverhältnisse, hinsichtlich der wirtschaft-
lichen und sozialen Lage der Arbeiter und An-
gestellten und der zur Besserung dieser Lage ge-
schaffenen Einrichtungen.

Verhältnis zu Behörden.

§ 3. (1) Die Arbeiterkammern unterstehen der
Aufsicht des Staatsamtes für soziale Verwaltung.
Sie haben innerhalb ihres Wirkungskreises auch
den übrigen staatlichen und autonomen Behör-
den auf Verlangen Auskünfte zu erteilen und
diese Behörden in ihrer Wirksamkeit zu unter-
stützen.

(2) Gesetzentwürfe, die gewerbliche, indu-
strielle, kommerzielle oder land- und forstwirt-
schaftliche Interessen oder Fragen des Dienstver-
hältnisses berühren, sind vor ihrer Einbringung
in die gesetzgebenden Körperschaften, besonders
wichtige Verordnungen (Kundmachungen), die
die erwähnten Interessen und Fragen berühren,
vor ihrer Erlassung den Arbeiterkammern zur
Begutachtung zu übermitteln.

(3) Die staatlichen und autonomen Behörden,
die Kammern für Handel , Gewerbe, Industrie,
Geld- und Kreditwesen, die Kammerämter sowie
die Anstalten der Sozialversicherung sind ver-
pflichtet, den Kammern für Arbeiter und Ange-
stellte auf Verlangen die zur Erfüllung ihrer
Obliegenheiten erforderlichen Auskünfte zu er-
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teilen und die Kammern in ihrer Wirksamkeit
zu unterstützen.

(4) Die Kammern sind berechtigt, das Staats-
wappen der Republik Österreich mi t der Auf-
schrift „Arbei terkammer in " zu führen.

Begriff des Arbeiters u n d Angestellten.

§ 4. (1) Als Arbeiter im Sinne dieses Gesetzes
gelten Personen, die nach den Sozialversiche-
rungsvorschriften der Invalidenversicherung unter-
liegen oder nach den Merkmalen ihres Dienst-
verhältnisses unterliegen würden.

(2) Als Angestellte im Sinne dieses Gesetzes
gelten Personen, die nach den Sozialversiche-
rungsvorschriften der Angestellten-(Pensions-)ver-
sicherung unterliegen oder nach den Merkmalen
ihres Dienstverhältnisses unterliegen würden.

Sektionen der Kammern .

§ 5. Die Kammern gliedern sich in Sektionen
der Arbeiter [§ 4, Abs. (1)] und der Angestellten
[§ 4, Abs. (2)].

Zusammensetzung.

§ 6. (1) Jede Arbeiterkammer besteht aus min-
destens 48 und höchstens 144 Mitgliedern. Die
Anzahl der Mitglieder der Kammern wird nach
dem Verhältnis der im Kammersprengel W a h l -
berechtigten zur Gesamtwählerzahl, ihre Auf-
teilung auf die Sektionen nach dem Verhältnis
der Zahl der Wahlberechtigten im Kammer-
sprengel zur Zahl der in den Sektionen Wah l -
berechtigten durch die Wahlordnung bestimmt,
die das Staatsamt für soziale Verwaltung er-
läßt.

(2) Nach Konstituierung der Arbeiterkammern
können Abänderungen der Wahlordnung nur
durch die Kammertagsvollversammlung mit Zwei-
drittelmehrheit beschlossen werden und bedürfen
der Genehmigung des Staatsamtes für soziale Ver-
waltung.

Berufung der Mitglieder.

§ 7. (1) Die Berufung der Kammermitglieder
erfolgt durch allgemeine, gleiche, geheime und
direkte Wahl auf die Dauer von fünf Jahren
nach den Grundsätzen des Verhältniswahlrechtes.

(2) Für jede Sektion wird ein besonderer Wahl-
körper gebildet.

Aktives Wahlrecht .

§ 8. Berechtigt zur Teilnahme an der W a h l für
ihre Sektion sind alle Arbeiter und Angestellten
der im § 4 bezeichneten Art ohne Unterschied
der Staatsangehörigkeit, die am Tage der Aus-
schreibung der W a h l das 18. Lebensjahr voll-
endet haben, nicht vom Wahlrecht in die ge-
setzgebende Körperschaft ausgeschlossen sind, am

Tage der Wahlausschreibung mindestens ein Jahr
als Arbeiter oder Angestellte Dienste geleistet
haben, am Tage der Wahlausschreibung innerhalb
des Kammersprengeis in Beschäftigung stehen
oder unmittelbar vor dem Tage der Wahlaus-
schreibung nicht länger als drei Monate ununter-
brochen arbeitslos waren.

Passives Wahlrecht,

§ 9. Wählbar als Mitglieder der Arbei ter-
kammern sind wahlberechtigte österreichische
Staatsangehörige, die am Tage der Wahlaus-
schreibung das 24. Lebensjahr vollendet haben,
ihren Arbeitsort im Gebiete der Republik Öster-
reich haben und am Tage der Wahlausschrei-
bung durch mindestens zwei Jahre in Österreich
als Arbeiter oder Angestellte (§ 4) tätig gewesen
sind.

Ausscheiden von Mitgliedern.

§ 10. (1) Ein Mitglied der Kammer, bei dem
nachträglich Umstände eintreten oder bekannt
werden, die seine Wählbarkeit ausschließen, ist
über Antrag des Vorstandes von der Vollver-
sammlung seines Mandates für verlustig zu er-
klären.

(2) Im Falle einer gröblichen Verletzung oder
Vernachlässigung seiner Pflichten kann ein Mit-
glied durch Beschluß der Kammervollversamm-
lung seines Mandates für verlustig erklärt wer-
den. Dieser Beschluß ist mit Zweidrittelmehrheit
zu fassen.

(3) Scheidet ein Mitglied der Kammer aus den
in den Abs. (1) oder (2) genannten oder aus
anderen Gründen vor Ablauf seiner Funktions-
dauer aus, so fällt das Mandat dem der Reihen-
folge nach nächsten, nicht berufenen Kandidaten
jener Liste zu, der der Ausgeschiedene an-
gehört hat .

Eröffnung der Kammer, W a h l des Vorstandes.

§ 11 . (1) Die neugewählte Arbei terkammer
wird durch den Präsidenten der letzten Arbeiter-
kammer spätestens vier Wochen nach erfolgter
Wahl einberufen und eröffnet. Sollte dieser aus
irgendeinem Grunde die Einberufung innerhalb
der vorgesehenen Frist nicht vornehmen, so
kann die neugewählte Kammer von jedem Prä-
sidenten-Stellvertreter der letzten Arbeiter-
kammer einberufen u n d eröffnet werden.

(2) In der Eröffnungssitzung wähl t die Kam-
mer mi t der einfachen Mehrhei t der abgegebe-
nen Stimmen für eine Funktionsdauer von
fünf Jahren aus ihrer Mi t te einen Präsidenten
und zwei Vizepräsidenten.

(S) Jede Sektion wähl t für die gleiche Funk-
tionsdauer aus ihrer Mi t te einen O b m a n n und
zwei Stellvertreter.

(4) Bei den Arbei terkammern in Wien, Graz
und Linz bilden der Präsident und — ein-



126 Stück 24, N r . 95 .

schließlich der beiden Vizepräsidenten — zwölf
weitere Kammermitglieder bei den übrigen Ar -
bei terkammern der Präsident und — einschließ-
lich der beiden Vizepräsidenten — sechs weitere
Kammermitglieder den Vorstand der Kammer.
Die Kammermitglieder werden von den Sek-
tionen nach dem Verhältnis der auf sie ent-
fallenden Stimmen zur Gesamtstimmenzahl nach
den Grundsätzen des Verhältniswahlrechtes ent-
sendet. Stellvertretender geschäftsführender Prä-
sident ist abwechselnd für die Dauer eines Jah-
res jeweils einer der Vizepräsidenten.

(5) Scheidet einer der in den Abs. (2) bis (4)
genannten Funktionäre aus, so ist für den Rest
der Funktionsperiode eine Neuwahl vorzu-
nehmen.

Vorstand.

§ 12. (1) Der Vorstand ist für die Beobach-
tung der gesetzlichen Vorschriften, insbesondere
für die Einhaltung des Wirkungskreises der
Kammer und für die Vollziehung ihrer Be-
schlüsse verantwortlich.

(2) Der Vorstand ist beschlußfähig, wenn min-
destens die Hälfte der Mitglieder anwesend ist.
Bleibt der Vorstand t ro tz zweimaliger ordent-
licher Ladung beschlußunfähig, so gilt er als zu-
rückgetreten und ist von der Vollversammlung
neu zu wählen. Der Vorstand faßt seine Be-
schlüsse mi t St immenmehrhei t ; bei gleichgeteil-
ten Stimmen ist jene Meinung angenommen,
für welche der den Vorsitz führende Präsident
(Stellvertreter des Präsidenten) gestimmt hat. In
dringenden Fällen können die Geschäfte des Vor-
standes vom Präsidenten oder dessen geschäfts-
führenden Stellvertreter besorgt werden.

(3) Der Erste Sekretär ist den Verhandlungen
des Vorstandes mi t beratender St imme beizu-
ziehen.

Präsident.

§ 13. Der Präsident ist der gesetzliche Ver-
treter der Kammer. Er leitet ihre Geschäfte
und fertigt alle Geschäftsstücke un te r Mitzeich-
nung des Ersten Sekretärs. Im Falle der Ver-
hinderung oder Abwesenheit übern immt einer
seiner Stellvertreter die Amtsführung.

Mitglieder.

§ 14. Die Mitglieder der Kammer sind ver-
pflichtet, den Sitzungen beizuwohnen und die
ihnen übertragenen Aufgaben ohne Anspruch
auf ein Entgelt zu erfüllen. Die den Mitgliedern
bei Ausübung ihrer Tätigkeit erwachsenden Bar-
auslagen werden ihnen in der Ar t und in dem
Ausmaß vergütet, wie es die Geschäftsordnung
vorsieht.

Verhandlungen der Kammer.

§ 15. (1) Die Verhandlungen der Kammer
finden in Vollversammlungen stat t und sind in

der Regel öffentlich. Ausnahmen werden durch
die Geschäftsordnung oder durch Beschluß der
Kammer best immt. Über Angelegenheiten, die
den Haushal t der Kammer betreffen, kann nur
in öffentlicher Sitzung beraten und beschlossen
werden.

(2) Die Vollversammlungen sind vom Vor-
stand mindestens in jedem zweiten Mona t ein-
zuberufen. Außerordentliche Vollversammlun-
gen sind einzuberufen, wenn ein Dri t te l der
Mitglieder es verlangt.

(3) Die Verhandlungsgegenstände sind den Mit-
gliedern vor jeder Sitzung schriftlich mitzuteilen.
Gegenstände, die durch Beschluß der Kammer
als dringlich erklärt sind, können ohne vorherige
Mitteilung in Verhandlung gezogen werden.

(4) O b e r die Beratungen ist ein Protokoll auf-
zunehmen, das vom Vorsitzenden u n d dem
Schriftführer zu unterzeichnen ist.

Beschlüsse.

§ 16. (1) Die Vollversammlung ist beschluß-
fähig, wenn mindestens die Hälfte der Mitglie-
der anwesend ist.

(2) Die Beschlüsse der Kammer werden, soweit
das Gesetz oder die Geschäftsordnung nicht
etwas anderes best immt, mi t St immenmehrhei t
gefaßt. Bei gleichgeteilten Stimmen ist jene Mei-
nung angenommen, für welche der den Vorsi tz
führende Präsident (Stellvertreter des Präsiden-
ten) gestimmt hat .

Ausschüsse, Geschäftsordnung.

§ 17. (1) Die Kammer kann Ausschüsse zur
Vorberei tung der Verhandlungsgegenstände und
Berichterstattung an die Vollversammlung ein-
setzen, sie kann Ausschüsse mi t der Durchfüh-
rung best immter Aufgaben betrauen. Die Aus-
schüsse werden nach den Grundsätzen der Ver -
hältniswahl bestellt.

(2) Die Geschäftsführung wird durch die Ge-
schäftsordnung bestimmt, die v o m Österreichi-
schen Arbei terkammertag erlassen wird; sie be-
darf der Genehmigung des Staatsamtes für soziale
Verwaltung. Änderungen dieser Geschäftsord-
nung bedürfen zu ihrer Gültigkeit eines mi t
Zweidri t telmehrheit gefaßten Beschlusses der
Vollversammlung des Kammertages und der Ge-
nehmigung des Staatsamtes für soziale Verwal-
tung.

Geschäftsführung der Sektionen.

§ 18. Durch Beschluß der Kammer sind Ge-
genstände, die ausschließlich die Interessen einer
Sektion berühren, dieser zur selbständigen Be-
handlung zuzuweisen. Auf die Verhandlungen
und Geschäftsführung der Sektionen finden die
Vorschriften der §§ 13 bis 17 entsprechende An-
wendung.
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Kammerbüro.

§ 19. (1) Die Konzepts-, Kanzlei- und Kassen-
geschäfte der Kammern werden durch deren
Büro besorgt, das von einem fachlich geschulten,
insbesondere in Angelegenheiten der Sozialpoli-
t ik erfahrenen Ersten Sekretär zu leiten ist. Das
Büro untersteht der Aufsicht des Vorstandes.

(2) Die Rechte und Pflichten der Angestellten
und sonstigen Hilfskräfte, ihre Ansprüche auf
Besoldung und Pensionsbezüge werden in einer
Dienstordnung bestimmt, die vom Österreichi-
schen Kammertag beschlossen wird und zu ihrer
Gültigkeit der Genehmigung des Staatsamtes für
soziale Verwaltung bedarf.

Deckung der Kosten.

§ 20. (1) Die Kosten der ersten Errichtung
der Arbei terkammern werden v o m Staate vor-
gestreckt.

(2) Ober den Jahresvoranschlag beschließt die
Kammer auf Grund eines vom Vorstand vorge-
legten Entwurfes. Der Voranschlag ist bis läng-
stens Ende September dem Österreichischen Ar-
beiterkammertag zur Vorgenehmigung und von
diesem bis spätestens Ende Oktober dem Staats-
amt für soziale Verwaltung zur Genehmigung zu
übermitteln.

(3) Zur Bestreitung ihrer Auslagen erheben
die Kammern Umlagen von allen kammerzuge-
hörigen Dienstnehmern in der vom Österreichi-
schen Arbeiterkammertag beschlossenen Höhe .

(4) Die Dienstgeber haben für die bei ihnen
beschäftigten Dienstnehmer den Umlagenbetrag
vom Lohn (Gehalt) einzubehalten. Die zur
Durchführung der gesetzlichen Krankenversiche-
rung der Arbei ter und Angestellten berufenen
Sozialversicherungsträger haben gegen Ersatz der
Kosten die Umlagebeträge für die bei ihnen ver-
sicherten kammerzugehörigen Dienstnehmer von
den Dienstgebern anzuheben und den Kammern
abzuführen.

(5) Bis zur Abfuhr an die einhebende Stelle ist
der im Abzugswege eingehobene Umlagebetrag
des Dienstnehmers ein dem Dienstgeber anver-
trautes Gut. Der Umlagebetrag des Dienst-
nehmers gilt als im Abzugswege eingehoben,
wenn dem Dienstnehmer nur der um seinen Um-
lagebetrag verkürzte Lohn (Gehalt) ausbezahlt
wurde.

(8) Über die Beitragspflicht von Dienstnehmern
entscheidet im Streitfalle das Staatsamt für so-
ziale Verwaltung.

(7) Durch Verordnung kann die Einhebung der
Umlagen anders geregelt werden.

Rechnungsabschluß.

§ 2 1 . Bis längstens 31 . März eines jeden Jahres
ist der Rechnungsabschluß für das abgelaufene

Kalenderjahr dem Österreichischen Arbeiter-
kammertag zur Vorgenehmigung u n d von diesem
bis spätestens Ende Mai der Aufsichtsbehörde zur
Genehmigung vorzulegen. Nach erfolgter Geneh-
migung ist der Rechnungsabschluß zu veröffent-
lichen.

Auflösung.

§ 22. (1) Die Arbei terkammern können durch
Verfügung des Staatsamtes für soziale Verwal-
tung aufgelöst werden, wenn sie ihre Aufgaben
vernachlässigen, ihre Befugnisse überschreiten oder
wenn eine Kammer t ro tz zweimaliger ordent-
licher Einberufung beschlußunfähig [§ 16, A b -
satz (1)] bleibt.

(2) Bei Auflösung einer Kammer nach Abs. (1)
und für den Fall, daß die Vollversammlung der
Kammer ihre Auflösung selbst beschließt, ist
die Neubildung, der aufgelösten Kammer durch
Ausschreibung von Neuwahlen längstens inner-
halb dreier Monate vorzunehmen. In der Zwi-
schenzeit werden die Geschäfte durch den frü-
heren Vorstand geführt.

(3) Sollte der Vorstand beschlußunfähig wer-
den, so gehen dessen Befugnisse auf den Ersten
Sekretär über, der für die Geschäftsführung in
der Zwischenzeit der nächsten Vollversammlung
verantwortlich ist.

Kammertag.

§ 23. (1) Zur Beratung u n d Durchführung ge-
meinsamer Angelegenheiten wird der Öster-
reichische Arbei terkammertag (Kammertag) ge-
bildet. Er setzt sich zusammen aus den Präsi-
denten der einzelnen Arbei terkammern und aus
20 Mitgliedern, die von den Kammern im Ver-
hältnis der Gesamtwählerzahl zu der Zahl der
Wahlberechtigten in den Sprengein der Kam-
mern entsendet werden. Die auf die einzelnen
Kammern entfallenden Mitglieder sind nach den
Grundsätzen des Verhältniswahlrechtes zu be-
stimmen.

(2) Der Kammertag ist insbesondere berufen zur
a) Erstat tung von Berichten, Gutachten und

Vorschlägen in den in § 2, Abs. (1), lit. a
bis d, bezeichneten Angelegenheiten;

b) Festsetzung der Umlagen für die einzel-
nen Arbei terkammern (§ 20);

c) Vorgenehmigung der Voranschläge (§ 20)
u n d Rechnungsabschlüsse (§ 21) der einzel-
nen Arbei terkammern und deren Vorlage
an das Staatsamt für soziale Verwal tung;

d) Erlassung der Dienstordnung für die An-
gestellten und Hilfskräfte der Arbei ter
kammern (§ 19);

e) Erlassung und Änderung der Geschäfts-
ordnung der Arbei terkammern [§ 17,
Abs. (2)];

f) Genehmigung der Bestellung der Sekre-
täre und leitenden Angestellten der Ar-
beiterkammern.

33
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(3) Der Kammertag t r i t t mindestens alle zwei
Monate am Sitz einer der Arbei terkammern,
das erstemal in Wien, zusammen; einberufen
u n d eröffnet wird der Kammertag jeweils vom
Präsidenten der Arbeiterkammer, an deren Sitz
er zusammentr i t t . Der Kammertag hat vor Be-
endigung seiner Tagung jeweils durch Beschluß
den O r t seines nächsten Zusammentri t tes zu be-
stimmen.

(4) Der Kammertag ist beschlußfähig, wenn
die Präsidenten von wenigstens vier Arbeiter-
kammern und wenigstens die Hälfte der übri-
gen Mitglieder anwesend sind. Er faßt seine Be-
schlüsse, soweit in diesem Gesetz oder in der Ge-
schäftsordnung nichts anderes best immt wird,
mi t einfacher Mehrheit der abgegebenen Stim-
men. Die Geschäftsführung des Kammertages
wird des näheren in einer Geschäftsordnung be-
st immt, die das Staatsamt für soziale Verwaltung
erläßt; Änderungen dieser Geschäftsordnung be-
dürfen zu ihrer Gültigkeit eines mi t Zweidrittel-
mehrheit gefaßten Beschlusses des Kammertages
und der Genehmigung des Staatsamtes für so-
ziale Verwaltung.

(5) Die Bürogeschäfte des Kammertages besorgt
das Büro der Arbeiterkammer in Wien; der
Kammertag kann zur Leitung seiner Büro-
geschäfte einen eigenen Sekretär bestellen.

Vollversammlung des Kammertages.

§ 24. (1) Zu r Beratung und Beschlußfassung
über Fragen, die für die österreichischen Arbeiter
und Angestellten von besonderer Bedeutung sind,
kann der Kammertag Vollversammlungen der
Mitglieder aller Arbeiterkammern am Sitz einer
Arbeiterkammer einberufen.

(2) Die näheren Bestimmungen über die Ein-
berufung, Beschlußfassung u n d Geschäftsführung
der Vollversammlung des Kammertages werden
in der Geschäftsordnung des Kammertages [§ 23 ,
Abs. (4)] getroffen.

Kosten des Kammertages.

§ 25 . Die Kosten, die aus der Geschäftsfüh-
rung des Kammertages und dessen Vollversamm-
lung erwachsen, sind von allen Arbei terkammern
zu tragen u n d werden von der Arbei terkammer
in Wien vorgestreckt. Den Anteil der Kosten,
der auf die einzelnen Kammern entfällt, setzt
mit Zweidrit telmehrheit der Kammertag fest.

Paritätische Ausschüsse und Einrichtungen.

§ 26. Das Staatsamt für soziale Verwaltung
kann im Einvernehmen mi t den fachlich zu-
ständigen Staatsämtern verfügen, daß die Kam-
mern oder der Österreichische Arbei terkammer-
tag mi t anderen zur Ver t re tung wirtschaftlicher
Interessen gesetzlich berufenen Körperschaften
zur Beratung gemeinsamer Angelegenheiten oder

zur Leitung gemeinsamer Einrichtungen Aus-
schüsse schaffen, in denen die Unternehmer
einerseits, die Arbeiter und Angestellten anderer-
seits gleichmäßig vertreten sind.

§ 27. Die Arbei terkammern u n d die anderen
gleichartigen Körperschaften, die zur Ver t re tung
wirtschaftlicher Interessen gesetzlich berufen
sind, haben ihre in öffentlicher Sitzung gefaß-
ten Beschlüsse und die in öffentlicher Sitzung
unterbreiteten Vorlagen und Gutachten gegen-
seitig sofort nach ihrer Fassung oder Un te r -
brei tung auszutauschen.

Übergangsbestimmung.
§ 28 . (1) Bis z u r Konsti tuierung der Arbeiter-

kammern auf G r u n d von Wahlen bestellt das
Staatsamt für soziale Verwaltung auf Vorschlag
des Österreichischen Gewerkschaftsbundes den
Präsidenten, zwei Vizepräsidenten und die Mit-
glieder der Arbei terkammern.

(2) In den Kammertag (§ 23) entsenden die
Arbei terkammern in Wien neun, die Arbeiter-
kammern in Graz und Linz je drei, die Arbeiter-
kammern in Innsbruck und Klagenfurt je zwei
und die Arbei terkammer in Salzburg ein Mit-
glied. Solange einzelne Arbei terkammern noch
nicht errichtet u n d konst i tuier t sind, bestellt
deren Kammertagsmitglieder auf Vorschlag des
Gewerkschaftsbundes das Staatsamt für soziale
Verwaltung; die Amtsdauer dieser Mitglieder er-
lischt in dem Zeitpunkte, in dem die zuständige
Arbei terkammer andere Kammertagsmitglieder
entsendet.

(3) Bis zur Konsti tuierung sämtlicher Arbeiter-
kammern ist der Kammertag beschlußfähig, wenn
die Präsidenten von wenigstens zwei Arbeiter-
kammern u n d wenigstens die Hälfte der übr i -
gen Mitglieder anwesend sind.

Vollziehung.

§ 29. Mit der Vollziehung dieses Gesetzes ist
das Staatsamt für soziale Verwaltung im Ein-
vernehmen mi t dem Staatsamt für Finanzen be-
traut.

Renner
Schärf Figl Koplenig

Böhm Zimmermann

9 6 . Gesetz vom 20. Juli 1945 über die
Bewirtschaftung von Chemikalien, techni-
schen Ölen und Fetten, Spezial(Lösungs)-
benzin und Paraffin sowie von pharmazeu-
tischen Produkten und Präparaten (Chemi-

kalienbewirtschaftungsgesetz).

Die Provisorische Staatsregierung hat be-
schlossen:

§ 1. (1) Für Chemikalien, Öle und Fette für
technische Zwecke, für Spezial(Lösungs)benzin,
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Paraffin und für pharmazeutische Produkte und
Präparate sowie für die zu ihrer Herstellung
notwendigen Rohstoffe und Halbfabrikate wird
die öffentliche Bewirtschaftung gemäß den nach-
stehenden Bestimmungen dieses Gesetzes einge-
führt.

(2) Die Bewirtschaftung von Chemikalien,
Ölen und Fetten für technische Zwecke, von
Spezial(Lösungs)benzin und Paraffin, ferner von
zu deren Herstellung notwendigen Rohstoffen
und Halbfabrikaten sowie der zur Herstellung
pharmazeutischer Produkte und Präparate not-
wendigen Rohstoffe (im folgenden kurz „Che-
miewaren" genannt) obliegt der Bewirtschaf-
tungsstelle für Chemikalien (im folgenden kurz
„Bewirtschaftungsstelle" genannt) in Wien. In
dieser sind die Kammer für Handel, Gewerbe,
Industrie, Geld- und Kreditwesen in Wien und
die Kammer für Arbeiter und Angestellte in
Wien paritätisch vertreten. Die Bürogeschäfte
der Bewirtschaftungsstelle besorgt der Fachver-
band der Chemischen Industrie in Wien.

(3) Die Bewirtschaftung von pharmazeutischen
Produkten und Präparaten (im folgenden kurz
„Heilmit tel" genannt) erfolgt durch die beim
Staatsamt für soziale Verwaltung errichtete Heil-
mittelverteilungsstelle.

§ 2. (1) Der Umfang der bewirtschafteten
Chemiewaren und Heilmittel wird listenmäßig
festgesetzt. Es werden für die Bewirtschaftung
die Chemiewaren von der Bewirtschaftungsstelle
und die Heilmittel von der Heilmittelvertei-
lungsstelle in Listen erfaßt. Diese Listen be-
dürfen bei Chemiewaren der Genehmigung des
Staatsamtes für Industrie, Gewerbe, Handel und
Verkehr, bei Heilmitteln der Genehmigung des
Staatsamtes für soziale Verwaltung.

(2) Die Vorschriften über die Durchführung
der Bewirtschaftung wie über Erzeugung, Lage-
rung, Bezug, Lieferung, Ein- und Ausfuhr (Ein-
und Ausfuhrverbote ausgenommen) und Ver-
brauch, ferner über die Pflicht zur Meldung der
Bestände an den bewirtschafteten Chemiewaren
und Heilmitteln sowie über die Publikation der
Listen [Abs. (1)] werden nach Anhören der Kam-
mer für Handel, Gewerbe, Industrie, Geld- und
Kreditwesen in Wien und der Kammer für Ar-
beiter und Angestellte in Wien durch Verord-
nung getroffen.

§ 3 . (1) Mit dem Tage des Inkrafttretens die-
ses Gesetzes ist das freie Verfügungsrecht über
die bewirtschafteten Waren dem Eigentümer, Be-
sitzer odr Inhaber entzogen.

(2) Er darf Rechtsgeschäfte über diese Waren
nur mit Genehmigung (Bezugs- und Verbrauchs-
genehmigung) der Stelle, welche die Bewirtschaf-
tung durchführt, abschließen; anderenfalls sind
die Rechtsgeschäfte nichtig.

(3) Von den Bestimmungen der Abs. (1) und
(2) sind ausgenommen:

a) die beim Einzelhandel befindlichen Che-
miewaren;

b) Chemiewaren und Heilmittel, die Bestand-
teile einer Laboratoriumsausstattung bil-
den, soweit diese Mengen den Halbjahres-
bedarf nicht übersteigen;

c) Chemiewaren und Heilmittel im Besitz
von Einzelpersonen, soweit sie für den
persönlichen Bedarf des Besitzers und sei-
ner Familienmitglieder bestimmt sind, und

d) Chemiewaren und Heilmittel, die sich im
Besitz von gewerblichen Verbrauchern
(Verarbeitern) befinden, soweit sie für die
laufende Erzeugung erforderlich sind, wo-
bei jedoch bei Inkrafttreten dieses Gesetzes
die Menge der Chemiewaren den durch-
schnittlichen Bedarf von drei Monaten die
Menge der Heilmittel den durchschnitt-
lichen Bedarf von einem Monat nicht
übersteigen darf.

§ 4. (1) Das fachlich zuständige Staatsamt kann
bewirtschaftete Waren zugunsten Dritter an-
fordern, wenn dies wichtige öffentliche Inter-
essen erfordern. Sollte hiedurch der Bestand des
die Ware abgebenden Betriebes gefährdet wer-
den, kann die Kammer für Handel, Gewerbe,
Industrie, Geld- und Kreditwesen in Wien oder
die Kammer für Arbeiter und Angestellte in
Wien dagegen Einspruch erheben, über den das
zuständige Staatsamt entscheidet.

(2) Der Eigentümer, Besitzer oder Inhaber der
angeforderten Waren ist verpflichtet, diese dem-
jenigen, zu dessen Gunsten die Anforderung er-
folgt, gegen Entrichtung eines angemessenen
Entgeltes unter den vorgeschriebenen Bedingun-
gen zu überlassen.

(3) Wenn eine gütliche Einigung über die Ver-
gütung nicht erzielt wird, entscheidet auf An-
trag eines der Beteiligten das fachlich zuständige
Staatsamt.

§ 5. (1) Die Bewirtschaftungsstelle, bzw. die
Heilmittelverteilungsstelle werden damit betraut,
nach den grundsätzlichen Weisungen des Staats-
amtes für Industrie, Gewerbe, Handel und Ver-
kehr, bzw. des Staatsamtes für soziale Verwal-
tung die zur Durchführung der Bewirtschaftung
erforderlichen Anordnungen über Erzeugung,
Lagerung usw. zu erlassen.

(2) Die im Abs. (1) genannten Stellen können
mit Genehmigung des Staatsamtes für Industrie,
Gewerbe, Handel und Verkehr, bzw. des Staats-
amtes für soziale Verwaltung bestimmte, ihnen
zustehende Befugnisse auf andere Stellen über-
tragen. Die genannten Staatsämter haben bei
Erteilung dieser Genehmigung das Einvernehmen
mit den sonst beteiligten Staatsämtern herbei-
zuführen.
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(3) Die im Abs. (1) genannten Stellen haben
für eine entsprechende Verlautbarung ihrer An-
ordnungen zu sorgen.

§ 6 . Die Staatsämter für Industrie, Gewerbe,
Handel und Verkehr, bzw. für soziale Ver-
waltung erteilen die grundsätzlichen Weisungen
im Einvernehmen mit den sonst fachlich zu-
ständigen Staatsämtern, in Fragen der Ein- und
Ausfuhr auch mit dem Staatsamte für Finanzen.

§ 7. (1) Zur Beratung und Begutachtung aller
mi t der Bewirtschaftung von Chemiewaren zu-
sammenhängenden Fragen wird beim Staatsamt
für Industrie, Gewerbe, Handel und Verkehr
eine Kommission für Chemikalien (im folgenden
kurz „Kommission" genannt) errichtet.

(2) Dieser Kommission gehören als Mitglie-
der an:

Vertreter der einschlägigen Erzeugung und
des einschlägigen Handels und in gleicher Zahl
der in dieser Erzeugung und in diesem Handel
beschäftigten Arbeiter und Angestellten sowie
ein Vertreter der Heilmittelverteilungsstelle.

(3) Den Vorsitz in der Kommission führt ein
Vertreter des Staatsamtes für Industrie, Ge-
werbe, Handel und Verkehr; sein Stellvertreter
ist ein Vertreter des Staatsamtes für soziale Ver-
waltung. Die übrigen Mitglieder der Kommis-
sion werden auf Vorschlag der zuständigen Be-
rufsvertretungen vom Staatsamt für Industrie,
Gewerbe, Handel und Verkehr, der Vertreter
der Heilmittelverteilungsstelle vom Staatsamt
für soziale Verwaltung bestellt.

(4) Die Mitglieder der Kommission sind ver-
pflichtet, über die Einrichtungen und Geschäfts-
verhältnisse, die durch die Ausübung ihrer Be-
fugnisse zu ihrer Kenntnis kommen, Verschwie-
genheit zu beobachten und sich der Mitteilung
und der Verwertung der Geschäfts- und Be-
triebsgeheimnisse zu enthalten. Sie sind, soweit
sie nicht beamtete Vertreter sind, auf die ge-
wissenhafte Erfüllung ihrer Obliegenheiten durch
Handschlag zu verpflichten.

(5) Falls eine einheitliche Auffassung über eine
Frage in der Kommission nicht erzielt werden
kann, sind die abweichenden Stellungnahmen in
der Niederschrift über die Sitzung der Kom-
mission festzuhalten.

(6) Die Kommission t r i t t mindestens einmal
im Monat zusammen. Sie kann auf begründeten
Antrag eines Kommissionsmitgliedes vom Vor-
sitzenden auch früher einberufen werden.

§ 8. (1) Die Bewirtschaftungsstelle und die Heil-
mittelverteilungsstelle können zur Deckung der
im Zusammenhange mit der Bewirtschaftung auf-
laufenden Verwaltungskosten Gebühren ein-
heben.

(2) Die Höhe dieser Gebühren wird für die Be-
wirtschaftungsstelle vom Staatsamte für In-

dustrie, Gewerbe, Handel und Verkehr und für
die Heilmittelverteilungsstelle vom Staatsamt für
soziale Verwaltung, in beiden Fällen im Einver-
nehmen mit dem Staatsamt für Finanzen be-
stimmt.

(3) Der Bewirtschaftungsstelle und der Heil-
mittelverteilungsstelle steht das Recht zu, rück-
ständige Gebühren im Verwaltungswege nach
dem Verwaltungsvollstreckungsgesetz einzu-
treiben.

§ 9. (1) Zuwiderhandlungen gegen die Be-
stimmungen dieses Gesetzes oder der auf Grund
desselben erlassenen Verordnungen und Anord-
nungen werden, sofern Fahrlässigkeit und kein
gerichtlich zu verfolgender oder nach anderen
Vorschriften zu ahndender Tatbestand vorliegt,
als Verwaltungsübertretungen mit Geld bis zu
20.000 RM, im Falle der Uneinbringlichkeit
mit Arrest bis zu drei Monaten bestraft.

(2) Hat der Täter vorsätzlich gehandelt oder
ist er wegen Übertretungen dieses Gesetzes oder
der auf Grund desselben ergangenen Verord-
nungen und Anordnungen wiederholt straffällig
geworden, kann neben der Geldstrafe auch eine
Arreststrafe bis zu drei Monaten verhängt, der
Verfall der Waren, auf die sich die strafbare
Handlung bezieht, ausgesprochen und auf Ver-
lust der Gewerbeberechtigung erkannt werden.

§ 10. (1) Dieses Gesetz tritt am 31. Dezember
1946 außer Kraft.

(2) Mit seiner Vollziehung ist das Staatsamt
für Industrie, Gewerbe, Handel und Verkehr
im Einvernehmen mit dem Staatsamt für soziale
Verwaltung und den anderen beteiligten Staats-
ämtem betraut.

Renner
Schärf Figl Koplenig

Heinl Zimmermann Buchinger Böhm Raab

9 7 . Gesetz vom 24. Juli 1945, betreffend
reichsdeutschen Bergwerksbesitz in der Re-

publik Österreich.
Die Provisorische Staatsregierung hat be-

schlossen:

§ 1. (t) An Bergwerksberechtigungen und
dazugehörigen Liegenschaften besteht ein gegen
Dritte wirksames Veräußerungs- und Belastungs-
verbot zugunsten der Republik Österreich, so-
fern sie gehören:

a) deutschen Staatsangehörigen,
b) juristischen Personen (Personenvereinigun-

gen) mit dem Sitz im Deutschen Reich,
c) juristischen Personen (Personenvereinigun-

gen), an denen die unter lit. a oder b
Genannten, sei es unmittelbar, sei es
mittelbar, maßgebend beteiligt sind.
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(2) Dies gilt sowohl für Berechtigungen nach
dem allgemeinen Berggesetz vom 23. Mai 1854,
R. G. Bl. N r . 146, als auch nach dem Bitumen-
gesetz, G. Bl. f. d. L. Ö. Nr . 375/1938.

(3) Auf Antrag des Staatsamtes für öffentliche
Bauten, Übergangswirtschaft und Wiederaufbau
ist das Veräußerungs- und Belastungsverbot im
Bergbuch einzutragen.

§ 2. Mit der Vollziehung dieses Gesetzes ist
das Staatsamt für öffentliche Bauten, Übergangs-
wirtschaft und Wiederaufbau im Einvernehmen
mit den beteiligten Staatsämtern betraut.

Renner
Schärf Figl Koplenig

Raab Gerö Zimmermann Heinl

9 8 . Gesetz vom 24. Juli 1945 über die Ab-
schaffung des Eisernen Sparens.

Die Provisorische Staatsregierung hat be-
schlossen :

§ 1. Mit Wirkung vom 1. Juli 1945 werden
aufgehoben:

a) die §§ 1, 2 und 3 der Verordnung über
die Lenkung der Kaufkraft vom 30. Ok-
tober 1941, Deutsches R.G.Bl. I S. 664,

b) die Vorschriften über das Eiserne Sparen
in der Fassung der Bekanntmachung vom
10. Dezember 1942, Deutsches R. G.Bl. I
S. 691.

§ 2. Die auf Eisernen Sparkonten erliegenden
Beträge unterliegen vom 1. Juli 1945 an den
sonst für Spareinlagen geltenden Grundsätzen.

§ 3. Mit der Vollziehung dieses Gesetzes ist
das Staatsamt für Finanzen betraut.

Renner
Schärf Figl Koplenig

Zimmermann

9 9 . Gesetz vom 27. Juli 1945 über die
Wiedererhebung der Kapitalverkehrsteuern.

Die Provisorische Staatsregierung hat be-
schlossen:

§ 1. (1) Die Kapitalverkehrsteuern (Kapital-
verkehrsteuergesetz vom 16. Oktober 1934, Deut-
sches R. G. Bl. I S. 1058) werden vom Inkraft-
treten dieses Gesetzes an wieder erhoben.

(2) § 14 der Steuervereinfachungs-Verordnung
vom 14. September 1944, Deutsches R. G. Bl. I
S. 202, wird, soweit er die Kapitalverkehrsteuern
betrifft, aufgehoben.

§ 2. Mit der Vollziehung dieses Gesetzes ist
das Staatsamt für Finanzen betraut.

Renner
Schärf Figl Koplenig

Zimmermann

1 0 0 . Gesetz vom 27. Juli 1945 über Auf-
bauzuschläge zur Einkommensteuer, Kör-
perschaftsteuer, auf Bier und Tabakwaren,
auf Branntweinerzeugnisse und auf Schaum-

wein (Aufbauzuschlagsgesetz).
Die Provisorische Staatsregierung hat be-

schlossen:

§ 1. Die auf Grund des Abschnittes II der
Kriegswirtschaftsverordnung vom 4. September
1939, Deutsches R. G. Bl. I S. 1609, zu erhebenden
Kriegszuschläge zur Einkommensteuer, auf Bier
und Tabakwaren, auf Branntweinerzeugnisse und
auf Schaumwein, ferner der auf Grund des Ab-
schnittes I der Verordnung über die Änderung
von Steuergesetzen (Steueränderungs-Verordnung
— StÄV.) vom 20. August 1941, Deutsches
R. G. Bl. I S. 510, und des § 2 der Verordnung
über die Erfassung außergewöhnlicher Gewinn-
steigerungen während des Krieges (Gewinnab-
führungs-Verordnung — GAV.) vom 31. März
1942, Deutsches R. G. Bl. I S. 162, zu erhebende
Kriegszuschlag zur Körperschaftsteuer werden als
Aufbauzuschläge weiter erhoben. Die Erhebung der
Aufbauzuschläge erfolgt nach den für die Kriegs-
zuschläge geltenden Vorschriften.

§ 2. (1) Dieses Gesetz tritt am 1. August 1945
in Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Gesetzes ist das
Staatsamt für Finanzen betraut.

Renner
Schärf Figl Koplenig

Zimmermann

1 0 1 . Gesetz vom 27. Juli 1945 über die
Regelung des Berechtigungswesens in den
Theater-, Konzert-, Kino-, Varieté-, Zirkus-
und anderen Veranstaltungsbetrieben (Ver-

anstaltungsbetriebegesetz).
Die Provisorische Staatsregierung hat be-

schlossen:

§ 1. Auf dem Gebiete der Theater-, Konzert-,
Kino-, Varieté-, Zirkus- und anderer Veranstal-
tungsbetriebe treten die Rechtsvorschriften des
Deutschen Reiches, soweit sie nicht bereits aufge-
hoben sind, außer Kraft. An ihre Stelle treten die
in Österreich am 13. März 1938 in Geltung ge-
standenen Rechtsvorschriften vorläufig wieder in
Kraft.

§ 2. (1) Alle auf dem Gebiete der Veranstal-
tungsbetriebe auf Grund der außer Kraft ge-
setzten Rechtsvorschriften des Deutschen Reiches
vor dem 27. April 1945 erworbenen Berechtigun-
gen sind erloschen; erstattete Betriebsanmeldungen
gelten als nicht eingebracht. Derartige Berechti-
gungen müssen auf Grund der nach § 1 wieder
in Kraft gesetzten österreichischen Rechtsvorschrif-
ten erworben werden.
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(2) Bei der Neuverleihung nach Abs. (1) er-
loschener Berechtigungen sind die früher Berech-
tigten dann als Bewerber zu berücksichtigen, wenn
sie nicht Mitglieder (Parteianwärter) der N S D A P
oder einer ihrer Gliederungen waren oder den Be-
trieb nicht durch Mißbrauch oder durch schwere
Schädigung des früher Berechtigten unter Aus-
nützung der politischen Lage erworben und aus-
geübt haben.

(3) Von der Erwerbung einer Berechtigung zur
Führung eines Veranstaltungsbetriebes und von
der Anmeldung eines solchen Betriebes sind die
im § 17 des Verbotsgesetzes genannten Personen
ausgeschlossen.

(4) Vom Zeitpunkt des Erlöschens der Berech-
tigung bis zur Erlangung der neuen Berechtigung
bzw. bis zu dem Zeitpunkt, in dem ein anderer
das Recht zur Führung des Betriebes erworben
hat, kann der bisher Berechtigte den Betrieb weiter-
führen, wenn nicht die zur Erteilung der Berech-
tigung für den Veranstaltungsbetrieb zuständige
Behörde ihm die Fortführung des Betriebes unter-

sagt. Von der Fortführung des Betriebes sind die
in Abs. (3) angeführten Personen ausgeschlossen.

§ 3. Bestandverträge über Gebäude und Räume,
die einem Veranstaltungsbetrieb dienen, für den
der bisher Berechtigte das Recht zum Betrieb bis
31. Juli 1945 nicht wieder erwirbt, sind mit dem
Zeitpunkt, in dem ein anderer das Recht zur
Führung des Betriebes erworben hat, aufgehoben,
wenn nicht bis dahin zwischen den Vertragsteilen
eine andere Vereinbarung schriftlich zustande ge-
kommen und von der zur Erteilung der Berech-
tigung für den Veranstaltungsbetrieb zuständigen
Behörde genehmigt worden ist.

§ 4. Mit der Vollziehung dieses Gesetzes ist
das Staatsamt für Volksaufklärung, für Unter-
richt und Erziehung und für Kultusangelegen-
heiten im Einvernehmen mit dem Staatsamt für
Justiz betraut.
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